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Unsere Gesellschaft driftet auseinander: Heute verfügt 
die Hälfte der Haushalte nur über ein Prozent des gesamten 
Vermögens, während die reichsten zehn Prozent die Hälfte 
des Vermögens besitzen. In unserer Gesellschaft geht das 
gemeinsame WIR verloren. 

Schwarz-Gelb hat zwischen 2010 und 2013 mehr als 100 Mil-
liarden Euro neue Schulden gemacht, anstatt die Schulden-
last endlich zu reduzieren. Es wird dadurch künftig schwie-
riger werden, die Finanzen in Ordnung zu bringen. 
Gleichzeitig stiegen in den letzten vier Jahren die Steuerein-
nahmen rekordverdächtig an, die Kosten für den Arbeitsmarkt 
waren gering und die Zinsen niedrig. 

Auch die Wirtschaftsweisen kritisieren, dass die Regierung 
Merkel zu wenig tut, um zu sparen und den Haushalt zu-
kunftsfest zu machen. Ausgaben werden übermäßig erhöht 
oder neue Leistungen wie das Betreuungsgeld geschaffen. 
Der Sparstrumpf bleibt leer. 

Wir brauchen wieder eine gerechte Steuer- und Finanzpolitik. 
Sehr hohe Einkünfte und Vermögen müssen mehr besteuert 
und Staatsausgaben überprüft werden, um solide mit dem 
vorhandenen Geld umzugehen. Wir wollen in einer gerechten 
Gesellschaft leben, die ohne neue Schulden auskommt, trotz-
dem aber die Bildungsausgaben stärkt und für die notwen-
dige Infrastruktur sorgt. Das bedeutet Zukunft.
.........................................................................................

Unsere Ziele
Wir werden endlich nicht notwendige Subventionen 

kürzen. Wir werden höhere Steuereinnahmen in Zukunfts-
aufgaben investieren. 

Zu ehrlichem und solidem Haushalten gehört, zu sagen: Wir 
können uns nicht alles leisten. Deshalb müssen wir Prioritä-
ten setzen. Was wir versprechen, werden wir auch halten. 
So wollen wir eine ehrliche, soziale und gerechte Steuer- und 
Haushaltspolitik für Deutschland gewährleisten. 
.........................................................................................

Unsere Zukunftsaufgaben

Bildung

Wir werden aufwachsend in fünf Jahren bis zu 10 Milliarden 
Euro aus dem Bundeshaushalt zusätzlich für Bildung inve-
stieren. Wir wollen, dass Kinder von Anfang an gut und wenn 
gewünscht ganztags in Kindergärten betreut werden können. 
Wir wollen ein neues Ganztagsschulprogramm, damit mehr 
Kinder von morgens bis nachmittags zusammen lernen kön-
nen. Wir wollen auch, dass Bund und Länder in der gesamt-
en Bildung zusammenarbeiten und Hochschulen finanzieren 
können. Daher werden wir das Kooperationsverbot aufheben. 

Zukunftsfähige Infrastruktur

Wir wollen die Staus auf unseren Straßen verringern, Eng-
pässe beseitigen und mehr Verkehr auf Schiene und Binnen-
schiff bringen. Daher werden wir mehr Geld in den Erhalt, 
die Modernisierung und den Ausbau von Straßen, Schienen 
und Wasserstraßen investieren. Die Engpässe im Verkehrs-
netz werden wir beseitigen.

Wir wollen die Energiewende voranbringen und bezahlbare, 
sichere und umweltschonende Energie bereitstellen. 

Insgesamt wollen wir hier 3 Milliarden Euro jährlich zusätzlich 
investieren.  

Kommunen

Leben in Deutschland wird alltäglich in unseren Kommunen 
geprägt. Sie sind verantwortlich für Kindergärten, Biblio-
theken, Schwimmhallen, Sport- und Spielplätze, Nahverkehr 
und vieles mehr. Weil diese Aufgaben Geld kosten, brauchen 
die Kommunen auskömmliche Haushalte. Unsere Vorschlä-
ge stärken die kommunalen Kassen um bis zu 4 Milliarden 
Euro. 

Bereits erreicht haben wir eine Entlastung der Kommunen 
durch die Übernahme der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung. In den nächsten vier Jahren werden die 
Kommunen um mehr als 18 Milliarden Euro entlastet. 
.......................................................................................

Finanzierung
Wir wollen gleiche Chancen und ein gerechtes Zusam-

menleben in Deutschland. Dazu gehört, die Arbeits- und 
Lebensbedingungen sozialer zu gestalten. 

Mindestlohn

Um faire und auskömmliche Arbeitseinkommen zu schaf-
fen, werden wir einen flächendeckenden gesetzlichen Min-
destlohn einführen.

Ein Mindestlohn von 8,50 Euro pro Stunde hilft vielen Men-
schen mit niedrigem Einkommen, unabhängig von Sozial-
leistungen zu werden. Das ist gerecht. Der Konsum wird 
angekurbelt, und die Steuereinnahmen steigen. 

Insgesamt werden mit dem Mindestlohn die Einkommen 
der Geringverdiener um mehr als 14 Milliarden Euro verbes-
sert. Daraus folgen Mehreinnahmen des Staates von mehr 
als 5 Milliarden Euro. Zusätzlich werden auch die Sozialver-
sicherungen durch höhere Beitragszahlungen entlastet.

Hohe Einkommen und Vermögen

Die Verteilung der Steuerlast in Deutschland ist ungerecht. 
Hohe Einkommen, Vermögen und Kapitalerträge werden 
im internationalen Vergleich zu gering besteuert. Wir wol-
len höhere Einkommen und Vermögen gerecht an der Fi-
nanzierung des Gemeinwesens beteiligen.

Erhöhung des Spitzensteuersatzes

Ab einem Einkommen von 100.000 Euro soll ein Spitzen-
steuersatz von 49% gelten. Bei Einkommen ab 64.000 Euro 
beginnt der bisherige Spitzensteuersatz von 42% langsam 
zu steigen. (Für Verheiratete sind diese Grenzen zu verdop-
peln.) Wir erreichen damit Mehreinnahmen von knapp 6 
Milliarden Euro. Belastet werden fünf Prozent der Steuer-
pflichtigen mit den höchsten Einkommen.

Wir wollen mehr in Bildung investieren.
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Abgeltungsteuer

Die Abgeltungssteuer soll auf 32 Prozent erhöht werden. 
Dadurch werden rund 1,5 Milliarden Euro mobilisiert. 

Besteuerung des Finanzmarktes

Wir waren die ersten, die eine EU-weite Finanztransakti-
onssteuer gefordert haben. Im Rahmen der verstärkten 
Zusammenarbeit auf europäischer Ebene muss die Steuer 
schnellstmöglich eingeführt werden, weil wir wollen, dass 
diejenigen an den Kosten der Finanzkrise beteiligt werden, 
die sie mit verursacht haben. 

Die Ausgestaltung der Steuer muss so konzipiert werden, dass 
sie zu deutlichen Mehreinnahmen im Milliardenbereich führt.

Vermögensteuer

Wir wollen die Vermögensteuer wieder in Deutschland 
erheben. Damit sollen die Länder zusätzlichen fi nanziellen 
Spielraum erhalten. 

Die Vermögenssteuer wird so ausgestaltet, dass sie der be-
sonderen Situation des deutschen Mittelstandes, von Per-
sonengesellschaften und Familienunternehmen Rechnung 
trägt. Für Privatpersonen wird es hohe Freibeträge geben.

Rücknahme der Klientelgeschenke

Direkt nach der Wahl hat Schwarz-Gelb ihre Klientel begün-
stigt mit der „Mövenpick-Steuer“. Seit 2010 gilt ein ermäßig-
ter Mehrwertsteuersatz für Hotels. Das wollen wir rückgän-
gig machen, genauso wie weitere Änderungen im 
Unternehmenssteuerrecht und bei der Erbschafts- und 
Schenkungssteuer, die seit dem Hoteliersgesetz von 2010 
gelten.

Subventionsabbau 

Wir verbessern die Einnahmen nicht nur durch Steuererhö-
hungen sondern auch durch den Abbau von Subventionen. 
Wir werden nicht weiter notwendige allgemeine und öko-
logisch schädliche Subventionen abbauen oder komplett 
streichen. Insgesamt können wir so unsere Einnahmen um 
2 Milliarden Euro verbessern. Wir wollen unter anderem die 
steuerliche Vergünstigung für Agrardiesel abbauen, die Ab-
setzbarkeit von Kraftstoff kosten bei großen Firmenwagen 
begrenzen sowie die Steuerbefreiung für Kerosin ordnungs-
politisch vertretbar abbauen.  

Ehegattensplitting 

Das Ehegattensplitting fördert stark das Modell der Allein-
verdienerehe. Hier wollen wir ansetzen, da dieses Familien-
modell nicht mehr der aktuellen Lebensrealität entspricht. 
Selbst die EU-Kommission fordert Deutschland auf, die 
Fehlanreize abzuschaff en. 

Wir wollen für künftige Ehen eine individuelle Besteuerung 
beider Partner, bei der die gegenseitigen Unterhaltsver-
pfl ichtungen berücksichtigt werden.

Managergehälter begrenzen

Unternehmen, die ihren Managern mehr als 500.000 Euro 
Gehalt im Jahr zahlen, sollen dies nicht mehr auf Kosten der 
Steuerzahler tun. Höhere Gehälter und Abfi ndungen müssen 
auch aus dem Gewinn der Unternehmen fi nanziert werden. 
Daher wollen wir die steuerliche Absetzbarkeit von Vor-
stands- sowie Managergehältern und -abfindungen 

begrenzen, die 500.000 Euro übersteigen. Die Manager mit 
Spitzengehältern sollen künftig erklären, weshalb der Gewinn 
für sie verwendet werden soll.

Weitere Maßnahmen 

Weiterhin setzen wir uns für die Erhöhung der Brennele-
mentesteuer bis zum Auslaufen der Atomtechnologie ein. 
Wir wollen den Umsatzsteuerbetrug effi  zienter bekämpfen. 
Außerdem werden wir die Reform der Ministerialverwaltung 
vorantreiben, Synergieeff ekte nutzen und auf Doppelstruk-
turen beim Bundesnachrichtendienst verzichten.
......................................................................................

Gerechte Zukunft

Mit diesem Konzept werden wir die Lasten in Deutsch-
land gerechter verteilen und mehr für Bildung, Infrastruktur 
und Kommunen tun. Starke Schultern sollen mehr tragen als 
schwache. 

Gemeinsam wollen wir ein Deutschland aufb auen, in dem 
alle Kinder von Anfang an gleiche Chancen vom Kindergarten 
bis zur Ausbildung oder Universität haben. Wir wollen eine 
gleichberechtigte und soziale Arbeitswelt und ein gerechtes 
Zusammenleben in unserer Gesellschaft. Zusammen werden 
wir das erreichen. Die Finanzierung unserer Staatsaufgaben 
wird solide aufgestellt sein und sich am Gemeinwohl unserer 
Gesellschaft orientieren.
......................................................................................... 


